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Die Senatspolitik ist in sieh widersprüchlich, wenn un-

streitig notwendige Angebotsverbesserungen beim ÖPNV sank-

tioniert werden (die nach Übernahme der S-Bahn ansteigenden 

BVG-Defizite ließen den Senat eine Obergrenze der Defizit-

übernahme von jährlieh 700 mio D M festlegen). Hier fordert 

Knigge zureeht mehr Konsequenz und die Bereitstellung zu-

sätzlicher Mittel. Das Gutachten bleibt aber insofern auf 

"Senatslinie", als durch die Ausrichtung der Fragestellung 

auf Besehäftigungswirkungen investiver Maßnahmen die paral-

lel zum Ausbau des Schienenverkehrs betriebene Ausdünnung 

des Busverkehrs nicht kritisch hinterfragt w i r d . 

Das Sehienennetz ist bis auf die Ringbahn radial ausgerich-

tet, das Bussystem in vielen Bereichen auf eine Zubringer-

funktion zurückgedrängt. In seinem "Wertewandel-Szenario" 

knüpft das Deutsche Institut für Wirtsehaftsforsehung hier 

an und entwirft eine andere Buskonzeption, in der querfüh-

rende Buslinien deutlich aufgewertet sind (DIW 1988, 54). 

Das Ziel der Umschichtung der zurückgelegten Wege (bei 

gleichbleibender Mobilität) zugunsten des ÖPNV und zu La-

sten des motorisierten IndividualVerkehrs kann also an-

stelle einsei tiger Priorisierung des Schienenverkehrs bes-

ser erreicht werden, indem die Funktionen von Schienen- und 

Bussystemen im ÖPNV als einander ergänzend verstanden wer-

den. 

Die Forderung nach einem schnellstmöglichen behindertenge-

reehten Ausbau des ÖPNV ist hingegen nachhaltig zu unter-

stützen. Dieser sollte nicht auf die U- und S-Bahnhöfe be-

schränkt bleiben, sondern muß auf das Bussystem ausgeweitet 

w e r d e n . Der Einsatz sogenannter "Niederflurbusse" (die in 

München bereits eingesetzt werden), welcher in Berlin 

(West) noch 1988 aufgenommen werden soll, ist daher zu be-

grüßen (vgl. Tagesspiegel v.25.3.1988, S. 13); er darf sieh 

jedoeh nicht in unnötig langen Erprobungsphasen verschlep-

pen oder gar erschöpfen. 



2.4.3 Fahrradverkehr 

Beim Fußgängerverkehr sind die zurücklegbaren Weglängen und 

die erreichbaren Reisezeiten durch planerische Maßnahmen 

nicht nennenswert zu beeinflussen. Er spielt daher bei Be-

trachtung der primären Umsehiehtungsmöglichkeiten des Ver-

kehrsaufkommens zu Lasten des Kfz unter Annahme einer 

gleichbleibenden Mobilität zunächst eine nachgeordnete 

Rolle. Selbstverständlich ist aber die Förderung des Fuß-

gängerverkehrs ein wichtiges Kriterium der Entwicklung von 

Verkehrsberuhigungskonzepten für Innenstadt und Bezirkszen-

tren (vgl.Apel 1984, 314). -

Der Fahrradverkehr ist aber die zentrale nicht motorisierte 

Alternative zum Kfz-Verkehr für die Stadt. Er verursacht 

keine Emissionen und zeichnet sich durch geringen spezifi-

schen Flächenverbrauch aus (vgl Abb.2,). Z.Zt. sind ca. 18% 

(520 km) der Berliner Stadtstraßen, davon insbesondere 

Hauptverkehrsstraßen, mit Radwegen ausgestattet; 4 km davon 

sind als Radfahrstreifen auf der Fahrbahn, 29 km auf Gehwe-

gen markiert (Drs. 10/1935, 3). 

Der Radverkehr liegt mit einem Anteil von 5,4% am Gesamt-

verkehrsaufkommen (Stand 1986) in Berlin (West) unter dem 

Durchschnitt bundesdeutscher Großstädte, ganz zu schweigen 

von den Verhältnissen etwa in skandinavischen oder nieder-

ländischen Groß- und Mittelstädten, wie aus Abb.4 S.51 

hervorgeht. 

Die Planung für ein bezirksübergreifendes Radwegenetz wurde 

unlängst erweitert: Von geplanten 700 km Radwegen innerhalb 

und 80 km außerhalb öffentlichen Straßenlandes (bis zum 

Jahre 2000) auf 820 km bzw. 135 km (Drs. 10/1935, 6). 

Analysen der Radverkehrsunfälle der letzten Jahre durch die 

Polizei hatten ein extrem hohes Unfallrisiko für Radfahrer 

belegt, das schon in keinem Verhältnis zu ihrer Beteiligung 

am Verkehrsaufkommen steht (18,8% Anteil an der Gesamtzahl 

verunglückter Verkehrsteilnehmer 1986 - bei 5,4% Anteil am 

Verkehrsaufkommen), erst recht nicht bezogen auf die antei-

lige Fahrleistung; zudem war die Anzahl verunglückter Rad-

fahrer seit 1984 gestiegen (vgl.Tab.7, S.51). Die Empfeh-
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Abbildung 4: Fahrradverkehrsänteil und Stadtgröße 
Quelle: Apel 1984 

Tabelle 7: Anzahl verunglückter Radfahrer (incl. 
! Mitfahrer) und ihr Anteil an der Ge-

samtheit verunglückter Verkehrsteil-
nehmer von 1980 bis 1986 
Quelle: Abg.Hs. Drs. 10/1935, 12 

JAHR 
GETÖ 

ANZAHL 

TETE 

ANTEIL 

SCHWEI 
VERLET 

ANZAHL 

R -
ZTE 
ANTEIL 

LEICHT 
VERLE1 

ANZAHL 
7TE 
ANTEIL 

INSGE 

ANZAHL 

SAMT 

ANTEIL 

1980 17 6.5% 246 8,9% 1668 11,7% 1931 11.2% 

19 81 20 8,7% 264 9.6% 1773 12A% 2057 11,9% 

1982 10 4,6% 311 12^% 2144 16,4% 2465 15,6% 

1983 13 6,2% 345 13,7% 2247 16,5% 2605 15,9% 

1984 20 11,9% 333 14,1% 2095 16,2% 2448 15,9% 

1985 12 8,0% 330 157% 2312 18,5% 2654 180% 

1986 M ? , t% 314 16,2% 2462 193% 2787 
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lungen eines u.a. auf Grundlage der Unfallanalysen im Auf-

trag des Verkehrssenators erarbeiteten Gutachtens (Schrei-

ber u.a.1987) wurden nur z.T. aufgenommen. Insbesondere 

soll bei Neuanlagen von Radwegen mehr Wert auf den "Netz-

zusammenhang" gelegt sowie die Sicherheit in Kreuzungs- und 

Einmündungsbereichen erhöht werden. Zudem werden von den 10 

im "Schreiber-Gutachten" empfohlenen "Velo-Routen" (zusam-

men 136 km) vier (ca. 60 km) in den nächsten fünf Jahren 

realisiert (Kostenansatz: 16 Mio D M , das entspricht rund 

270.000 DM/km; vgl.DrS 10/1935, 6). 

Knigge u . a . (S. 103ff) gehen davon aus, daß im Bereich 

übergeordneter Straßen, die nicht geschwindigkeitsreguliert 

sind, mindestens 200 km Radwege mit einer Breite von 1,5 m 

beidseitig neu angelegt werden müssen. In Analogie zu den 

bei Gehwegbau entstehenden Kosten ( 1 1 0 D M / m ) errechnen sie 

einen Mittelbedarf von 66 Mio D M . Für die Anlage von etwa 

80 km "Fahrradtrassen" a 600.000 DM/km ergeben sich 48 Mio 

DM; flankierend wird für Kreuzungsumbau, Bordsteinabsenkun-

gen und Radabstellplätze weiterer Investitionsbedarf von 6 

Mio DM g e s e h e n . Knigge u.a. verteilen die MittelVerausga-

bung (zusammen 120 Mio DM) auf 10 Jahre und errechnen 247 

pro Jahr geschaffene bzw. zu sichernde Arbeitsplätze. 

Stellungnahme 

Durch die o . g . Modifikation der Radwege-Verkehrsplanung in 

Reaktion insbesondere auf öffentlichen Druck, als die deso-

late Lage der Radfahrer in Berlin (West) im Hinblick auf 

Verkehrssicherheit publik geworden war, wurde einigen der 

im Knigge-Gutachten gestellten Maßnahmenforderungen (z.T.) 

entsprochen. Dies ist an sich zunächst begrüßenswert, wenn 

damit tatsächlich Arbeitsplätze in prognostizierter Höhe 

geschaffen werden können. 
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Hier soll aber noch auf die qualitativen Anforderungen an 

eine Fahrradverkehrs-Infrastruktur für Berlin (West) einge 

gangen werden, die sich aus der stadtökologischen Zielset-

zung einer Umverteilung des Personenverkehrs zu Lasten des 

MIV ergeben. 

Die Quantität des Radwegebestandes sagt für sich genommen 

nicht viel über das "Fahrradklima" einer Stadt aus. So la-

gen z.B. die Radweglängen bezogen auf die Einwohnerzahl 

1982 in Amsterdam und Berlin (West) durchaus beieinander 

(0,35 b z w . 0,28 km/EW; Apel 1984, 317). Zugleich betrug 

aber der Anteil des Fahrradverkehrs an allen werktäglichen 

Wegen in Berlin (West) um 6% (ebd, 332), in Amsterdam hin-

gegen bereits 23% (ebd., 331). 

Die Verkehrssicherheit der Berliner Radwege wird unter-

schiedlich eingeschätzt: 

- D i e Interessenverbände der Radfahrer (ADFC/Grüne R a d l e r ) 

sehen die Entwicklung der Unfallzahlen auf Straßen 

mit Radwegen als Indiz dafür, daß das Gefährdungs-

potential für Radfahrer hier nicht gemindert werden 

konnte (Abb.5). Sie fordern daher u.a. eine Abschaffung 

der Radwege-Benutzungspflicht. 

- Der Verkehrssenator setzt dagegen auf die Durchführung 

"gezielte(r) Verkehrssicherheitsmaßnahmen", da "sich die 

Unfallgeschehnisse auf Radwegen auf einige ... typische 

Unfallsituationen" (wie z.B. in Kreuzungs- und 

Einmündungsbereichen) konzentrierten (Drs. 10/1935, 4 ) . 

/feis5ST 

1981 1982 1983 198« 1985 1986 

Abbildung 5: Entwicklung der Radfahrerunfälle 
in Berlin auf Straßen mit und 
ohne Radweg 
Quelle: RadZeit 1987, 3 



Die Qualität des Berliner Radwegebestandes ist sehr unter-

schiedlich, dies belegt eine Untersuchung d e s A D F C für den 

Bezirk Tempelhof (Tab.8). Soll die Fahrradverkehrsplanung 

in ein verkehrspolitisches Konzept mit der o.g. stadtökolo 

gisehen Zielsetzung integriert w e r d e n , so ist u . E . eine Be 

standsaufnähme nach dem Vorbild der Tempelhofer Studie für 

ganz Berlin (West) erforderlich. 
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Tabelle 8: Qualität des Berliner Radwegebestands 
Quelle::ADFC Berlin e.V. 1988 

Topelhof Martendorf Hartenfelde Lichtenrade Bezirk Toveltwf 

Länge aller 

Radwege 1n ka 

in V 

18.0 

31.3* 

12.6 

21.9% 

12.4 
21.6% 

14.5 

25.2% 

57.5 

ioo:o% 

Breite: 

schmaler als 0.80 • 

in ka 

In % 

0.9 

5.0% 

0.17 

1.3% 

- - 1.07 

1.9% ungeeignet 

0.80 - 0.99 • 

1n ka 

1n % m 

3.9 

31.0% 

4.05 

32.7% 

6.6 

45.5% 

14.55 

25.3% ungeeignet 

1.00 - 1.19 B 

in km 

In * 

5.1 

28.3% 

6.5 

51.6% 

8.35 

67.3% 

7.4 

51.0% 

27.3 

47.5% ungeeignet 

1.20 - 1.39 « 

in km 

In % 

7.3 

40.5% „ 
- 0.5 

3.5% 

7.8 

13.6% ' bedingt geeignet 

1.40 - 1.59 a 

In km 

1n V 

1.95 

10.8% 

0.9 

7.15% 

- - 2.85 

5.0% bedingt geeignet 

breiter als 1.60 m 

in ka 

in * 

2.7 

15.0% 

0.6 

4.7% 

- - 3.3 

5.7% geeignet 

Bela* 

eben 

1n km 

1n % 

10.85 

60.3% 

7.6 

60.2% 

6.65 

53.6% 

2.1 

14.5* 

27.22 

47.4% gut 

leicht wellig 

1n ka 

In % 

5.6 

31.1% 

1.5 

11.9% 

5.7 

46.4% 

2.6 

17.9% 

21.0 

36.6% miß 1g 

sehr well 1g 

In km 

in % 

1.5 

8.3% 

1-4 

11.1% 

- - 4.4 

7.7% schlecht 

Sicherheitsabstände: 

Sicherheitsstreifen zu 

Pkw nicht vorhanden 

in * 

6.6 

36.6% 

- 2.45 

19.8% 

9.2 

63.4* 

18.25 

31.8% sehr gefährlich 

Radweg alt gerlngea 

Abstand 

zu FuBweg 

in % 

10.3 

57.2% 

10.6 

84.1% 

11.6 

93.5% 

12.7 

87.6% 

45.3 

78.8% 
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Ein weiterer Aspekt, der in die Befürwortung oder Ablehnung 

der Anlage von Radwegen einfließen muß, ist die Frage, zu 

wessen Lasten die dem Radverkehr zu schaffenden Flächen be-

reitgestellt werden sollen. Von 1983 bis 1986 wurden rund 

100 km Radwege durch "Abmarkierung vom bisherigen Gehweg" 

geschaffen, die Umverteilung ging also nicht unwesentlich 

zu Lasten des Fußgängerverkehrs (Schreiber 1987, 54). 

Die angestrebte Verkehrs-Umverteilung muß u.E. aber auch 

ihren Ausdruck in entsprechender Flächennutzungs-Umvertei-. 

lung finden. D.h., wir plädieren für den grundsätzlichen 

Vorrang eines Mischverkehrssystems bei Angleichung der Ge-

s c h w i n d i g k e i t ^ veaus von Kfz und Fahrrad* 

In der Frage der Radwegeführung entlang für unverzichtbar 

gehaltener Hauptverkehrsstraßen ohne Geschwindigkeitsbe-

grenzung ist u.E. auch zu prüfen, ob nicht Möglichkeiten 

bestehen, den Fahrradverkehr dann völlig separat zu führen. 

Velo-Routen als überbezirkliche Schnellverbindungen für den 

Radverkehr müßten jedenfalls unter dem Blickwinkel einer 

Verbesserung des Fahrradklimas der Stadt ausschließlich 

durch ruhige Nebenstraßen, möglicherweise unter Einbezie-

hung von Grünanlagen, geführt werden. Die Frage der hierfür 

letztendlich erforderlichen Kosten scheint noch nicht hin-

reichend geklärt zu sein; Knigge u.a. setzen 600.000 DM/km 

an und der Verkehrssenator geht von 270.000 DM/km aus, wo-

von ein Großteil offenbar für Radverkehrs-Ampelanlagen aus-

gegeben werden soll (vgl. Radzeit Nr.17, 1987, 4). Bei so 

weit wie möglich separater und ungehinderter Führung der 

Velo-Routen entsteht u.U. der einzig nennenswerte Kosten-

aufwand- bei der überquerung von Hindernissen (wie z.B. 

Bahngeländen). Die Kosten je Fahrradbrücke werden mit 

575.000 D M angesetzt (Monheim 1986, 587). 
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2.5 Aspekte der Maßnahmenfinanzierung 

Die Darstellung der Finanzierungsmöglichkeiten von Infra-

strukturmaßnahmen der beschriebenen Art soll am Ende dieses 

2. Kapitels in einer Gesamtschau erfolgen. 

Finanzierungsbe i t räge 

Der Begriff "Finanzierungsbeitrag" wird hier weit gefaßt, 

um das Problem der Beschaffung finanzieller Mittel aus 

Sicht einer volkswirtschaftlichen Kosten-Nutzen-Analyse 

einordnen zu können. 

Für den ins Auge gefaßten Maßnahmenträger, das Land Berlin, 

sind zunächst nur die direkt 'im Zuge der Durchführung eines 

Projektes in Berlin zu erzielenden Mehreinnahmen bzw. ein-

zusparenden Aufwendungen von Belang, nach deren Abzug sich 

die effektiven Haushaltsbelastungen errechnen. 

Dies sind bei erhöhter Beschäftigung Lohnsteuer- und Ein-

kommensteuer-Mehreinnahmen sowie wegfallende sonst zu lei-

stende Sozialhilfezahlungen. Zudem ist die Schaffung von 

ABM-Arbeitsplätzen nur zu 20% vom Land Berlin zu finanzie-

ren, dies kann in beschäftigungspolitischer Hinsieht aber 

keine zufriedenstellende Lösung sein. 

Aufwendungsersparnisse fallen aber nicht nur beim Maßnah-

menträger an, so z.B. als durch Beschäftigungszuwachs redu-

zierte Arbeitslosengeld-Zahlungen der Bundesanstalt für Ar-

beit und Einsparungen bei Kfz-Haftpf1icht- und gesetzlichen 

Krankenversicherungen wegen vermiedener Unfallschäden nach 

der Durchführung von Verkehrsberuhigungsmaßnahmen. 

Viele Beiträge, die als vermiedene Umweltschäden im Zuge 

von ökologischen Infrastrukturmaßnahmen, als Gewinne an Le-

bensqual i tät , Erhöhung der Standortqualität für Indu-

strieansiedlungen usw. entstehen, sind schlecht meßbar oder 

gar in Geld zu beziffern (vgl. Tabelle 9). 

Bei der Suche nach geeigneten Finanzierungsinstrumenten muß 

daher sehr pragmatisch vorgegangen w e r d e n . 
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Tabelle 9 

KOSTEN 

Kosten - Nutzen - Analyse 
BeschäftigunqswirKsames mvestitionsProgramm 

der Maßnahmendurchführung 

in Berlin wirksam <£-

HAUSHALTSBELASTUNGEN 

NUTZEN 
(ersparte Aufwendungen / Mehreinnahmen 
vermiedene Schäden) 

a) berechenbar 

{Sozialhilfe - Einsparung 
LSt- und ESt-Mehreinnahmen 

reduzierte Kosten der Arbeits-
losigkeit 

Einsparungen bei KFZ-Haftpflicht-
versicherungen und gesetzlichen 
Krankenversicherungen 

b) schwierig zu berechnen, immateriell 

erhöhte Standortattraktivität 

Gewinne an Umwelt- und Lebens-
qualität 

Finanzierungs instrumente 

a) Als marktnahe Finanzierungsinstrumente kommen u . a . Ta-

rifgestaltung, Erhebung von Umweltabgaben und -gebühren, 

der Verkauf von Verwertungsprodukten (Altpapier, REA-Gips 

Kompost) in Betracht. Sofern der Durchsetzung des Verursa 

cherprinzips mit vertretbarem Aufwand Geltung verschafft 

werden kann, ist dieser Weg zu beschreiten. Die Möglich-

keit, das nötige Mittelaufkommen für einen "ökologischen 

Stadtumbau Berlin" durch die genannten Instrumente zu mob 

lisier.en, ergibt sich jedoch nicht. 



b) Desweiteren ist die Möglichkeit der Abwälzung oder Um-

schichtung im öffentlichen Sektor zu prüfen. Die zusätzli-

che Erschließung von Bundesmitteln und EG-Mitteln bedarf 

"eines gehörigen Maßes an konstruktiver Phantasie" (Knigge 

u.a.1987, 281), zum anderen gilt es, angesichts gewandelter 

Aufgaben auch auf die Erweiterung bestehender und Schaffung 

zusätzlicher Förder-"Töpfe" zu dringen. 

Bei Umschichtungen im Berliner Landeshaushalt zugunsten der 

zu finanzierenden Infrastrukturmaßnahmen werden die ein-

gangs beschriebenen Finanzierungswirkungen spürbar. Es 

dürfte nur wenige Investitionsfeider geben, in denen der 

Netto-Beschäftigungs-Effekt nach solchen Umschichtungen 

ähnlich gravierend ist wie im Bereich Verkehr bei Umschich-

tung vom Straßenneubau zu Verkehrsberuhigungsmaßnahmen. 

c) Als Vorschläge, wie denn nun das Problem der Finanzie-

rung von zusätzlichen Infrastrukturinvestitionen von jähr-

lich rund 1 Mrd DM zu lösen sei, sind zwei alternative Mo-

delle in der Diskussion. 

Knigge u . a . (1987, 284 ff) und mit ihnen die SPD schlagen 

eine Kreditfinanzierung vor. Auftragsvergabe und Mittelab-

fluß seien sorgfältig zu steuern und mit anderen wirt-

schaftspolitischen Maßnahmen abzustimmen. Dies sei am be-

sten "innerhalb der vom Parlament kontrollierten Exeku-

tive", d . h . innerhalb des Landeshaushalts, zu gewährleisten 

(ebd., 292). Da die Mittel durch das Land Berlin nicht al-

lein aufgebracht werden können, liefe dieser Vorschlag auf 

sukzessive Erhöhung des Bundeszuschusses für Berlin (West) 

hinaus. 
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Die Grünen haben am 2.2.1988 zusammen mit der Alternativen 

Liste Berlin einen Antrag im Bundestag eingebracht, der im 

Rahmen einer Fonds-Lösung die Streichung bzw. Modifizierung 

einiger für untauglich gehaltener Elemente des Berlin-

Förderungsgesetzes vorsieht. 

- Abgeschafft werden sollen Investitionszulage 

(§ 19 BerlFG), Abnehmerpräferenz (§2) und Steuer-

ermäßigung für die Hingabe von Wohnbaukrediten 

- Die Herstellerpräferenz (§1) soll ab einer Berliner 

Wertschöpfungsquote von 11% auf 11% dieser Wertschöp-

fungsquote berechnet, also linearisiert werden. Zudem ist 

eine Absenkung der Sockelpräferenz von 3% auf 1% 

vorgesehen. 

- Durch Pauschalisierung der Einkommen- und Lohnsteuer-

Vergünstigungen (§§ 21 ff) sollen eine Begünstigung 

unterer Einkommensschichten erreicht und zugleich Mittel 

von rund 250 mio D M mobi1isiert werden. 

Ziel ist, die so frei werdenden Mittel von ca. 3 Mrd DM/a 

in einen "Fonds (einzubringen), dessen Finanzmasse zur Ver-

besserung der ökonomischen, ökologischen und sozialen Si-

tuation der Stadt einzusetzen wäre" (BT-Drs. 11/1187). Die 

Gelder sollen an private Unternehmen vergeben wie auch zur 

Durchführung staatlicher Infrastrukturmaßnahmen verwendet 

w e r d e n . Die Vergabeentscheidung würde anhand eines die 

Zielsetzung widerspiegelnden Kriteriensystems duch 

"Beteiligung gesellschaftlich relevanter Gruppen 

(Gewerkschaften, Arbei tgeber, Verbraucherorgani sat ionen, 

Stadtteilinitiativen)" erfolgen (vgl. ebd.). 

Mit ihrer Kritik am Instrumentarium des Berlin-Förderungs-

gesetzes stehen AL und Grüne nicht allein (vgl. z.B. 

Köhnke/Landsfeld 1987, 54 ff). Das DIW kommt in seinem 

jüngsten Gutachten zu dem Schluß, das Förderungssystem 

trage "nach wie vor dazu bei, Fertigungen, die ohne Berlin-

Förderung kaum mehr in industriellen Ballungs- und Hoch-

lohngebieten angesiedelt würden, in die Städte zu ziehen. 
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Der Anteil derartiger Industrien, die mit einer geringen 

Zahl meist wenig qualifizierter Arbeitskräfte, jedoch unter 

Aufbringung erheblicher staatlicher Fördermittel arbeiten, 

ist bis in die jüngste Zeit hinein gestiegen." (Zit.nach: 

Die Zeit v.ll.3.88, 43) 

Es sind also erhebliche Mitnahmeeffekte vorhanden, die be-

wirken, daß ein Gutteil der Fördermittel nicht zum inten-

dierten Zweck eingesetzt w i r d . 

Die konkrete Ausgestaltung der von AL und Grünen vorge-

schlagenen Fonds-Lösung müßte primär darauf ausgerichtet 

sein, die an dieser Art der Mittelverwaltung und -Vertei-

lung geäußerte Kritik zu entkräften. Es gelte zu zeigen, 

inwiefern mit dieser Konstruktion überzeugendere Lösungs-

beiträge für die spezifischen Probleme Berlins zu erreichen 

sind. 

2.6 Ergebnisse 

Bei den in Kapitel 2 beschriebenen Konzepten (Energie, Alt-

lasten, Stadtökologie, Verkehr) handelt es sich um im all-

gemeinen unstrittige Vorschläge. Sie werden zumeist schon 

seit längerer Zeit diskutiert, sind gut durchdacht und in 

der Regel auch differenziert in kurz- und langfristig aus-

gerichtete Maßnahmenpakete. 

In zwei Fällen waren jedoch u . E . Modifizierungen notwendig. 

Dies betrifft die Prioritätensetzung beim Ausbau verschie-

dener Systeme des öffentlichen Personennahverkehrs: Der S-

Bahn-Ausbau sollte hier gegenüber der U-Bahn sowohl aus 

verkehrsplanerisehen als auch aus arbeitsmarktpolitischen 

Gründen Vorrang e r h a l t e n d e r Bus-Verkehr sol1te nicht 

durch den Ausbau des schienengebundenen Verkehrs auf eine 

Zubringerfunktion reduziert w e r d e n . Zum anderen wurden im 

Bereich Stadtökologie diverse Pflegeprogramme stärker unter 

ökologischen Gesichtspunkten überprüft und erheblieh redu-

ziert. , ' 
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Die Berechnung der ökonomischen Auswirkungen ist oft noch 

nicht befriedigend erfolgt. Dies gilt noch stärker für die 

Analyse der Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. 

In der Untersuchung der Konzepte wurden jedoch die Größen-

ordnungen der bei ihrer Umsetzung entstehenden Kosten und 

möglicher Arbeitsplatzeffekte zumindest in Umrissen erkenn-

bar. 

Der guten inhaltlichen Aufbereitung der Konzepte steht eine 

Begrenzung im Umbau-Gegenstand gegenüber. Sie wird darin 

offensichtlich, daß in diesen Konzepten in der Regel keine 

(konkreten) Vorschläge enthalten sind, die mit einem stär-

keren Eingriff in die vorhandenen stadtpolitisehen Struktu-

ren vorhanden sind. Durch diese Grenze werden die beschrie-

benen Konzepte auf keinen Fall überflüssig. Sie können 

vielmehr als kurzfristig realisierbare Ansätze angesehen 

w e r d e n . Sie sollten aber im Hinblick auf einen umfassenden 

ökologischen Stadtumbau durch weitergehende, langfristig 

wirkende Konzepte ergänzt werden. Dazu enthält das folgende 

Kapitel einige Vorschläge. 
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3 • Ergänzende und wei terführende Orabaukonzepte 

3.1 Vorbemerkung und Projektübersicht 

In Abgrenzung zu den in K a p . 2 vorgestellten Konzepten 

greifen folgende Beispiele stärker in bestehende Strukturen 

der Stadt ein. Dies Ist u.E. auch notwendig, wenn tatsäch-

lich z.B. die Priorität des motorisierten Individualver-

kehrs aufgehoben werden soll. Dies hat zur Folge, daß viele 

oft lieb gewordene Gewohnheiten in Frage gestellt werden: 

der Parkraum vor der Wohnungstur wird noch knapper, wenn 

Verkehrspolitik bewußt die Reduzierung des Parkraumes ver-

folgt. Dem steht als Gewinn eine weniger belastete und ru-

higere Wohnumgebung entgegen. Dennoch, im Einzelfall werden 

immer individuelle Interessen den ökologischen Umbauvorha-

ben entgegenstehen und sie je nach Durchsetzungsstärke in 

die Sphäre der Utopie verbannen. Im Folgenden sollen 

zunächst weitere Konzepte, die einem tiefgreiferenderen 

ökologischen Umbau zugeordnet werden können, vorgestellt 

w e r d e n . Diese Vorstellung erfolgt als Auswahl. Maßgebliches 

Kriterium war auch hier wiederum die Nähe zu potentiellen 

positiven Arbeitsmarkteffekten. Dies hat zur Folge, daß 

viele sinnvolle und notwendige Maßnahmen wie z.B. die Aus-

weitung und Stärkung des Verbandsklagereehts im Umweltbe-

reich nicht benannt werden. Düreh seine Ausklammerung wird 

seine Durchsetzung nicht weniger dringlich, vielmehr ist 

sie als "Tribut" an die begrenzten Möglichkeiten dieser 

Studie zu verstehen. 

Die einzelnen Konzepte werden relativ kurz inhaltlich vor-

gestellt, z.T. werden Hinweise auf beschäftigungspolitisehe 

Effekte gegeben. Eine Detailschärfe kann dabei nicht gelei-

stet werden. So wird mit der Vorstellung auch lediglich das 

Ziel verfolgt, eine bessere Informationsgrundlage für eine 

notwendige Vertiefung zu erhalten. 



Zu folgenden Konzepten, die den Bereichen Verkehr und 

Stadtökologie/Bodenschutz zugeordnet sind, werden Aussagen 

gemacht: 

a)Umbaukonzept für den Verkehr 
- Um- bzw. Rückbau von innerstädtisehen 

(Haupt-) Verkehrsstraßen 
- Parkraumbewirtschaftung in der City 

b)Stadtökologie und Bodenschutz 
- Entsiegelungsprogramm (als teilweise schon berechnetes 

Beispiel unter K a p . 3.4 vorgestellt) 
- Programm zur Wohnumfeldverbesserung in Großsiedlungen 
- P r o g r a m m Sport und Landschaft 
- Model1-BUGA: Naturpark in der Großstadt 
- Kooperation mit der DDR: Verbesserung der Qualität der 

Oberflächengewässer 
- P i l o t p r o j e k t dezentrale Entwäserung Gatow/Kladow 
- Strukturprogramm umweltfreundlicher Mittelstand 
- Gründung eines Instituts für sanfte Chemie • 

3.2 Umbaukonzept für den Verkehr 

3.2.1 Um- beziehungsweise Rückbau von innerstädtischen 

(Haupt-) Verkehrsstraßen 

Die Spannweite der Verkehrsberuhigungs-Diskussion läßt sich 

durch die planungstechnischen Stichworte 

"Verkehrsbündelung" und "prinzipielle Verkehrsberuhigung" 

beschreiben. Unter dem erstgenannten Begriff werden eher 

problemverlagernd wirkende Lösungsvorschläge gemacht, die 

bei hoher Gewichtung des Umweltschutzes nicht befriedigen 

können. Es bedarf vielmehr integrierter Entwürfe, die öko-

logische, verkehrliche und städtebauliche Belange 

gleichrangig berücksichtigen sowie alle Gruppen von Ver-

kehrsteilnehmern einbeziehen. Bei prinzipieller 

(flächenhafter) Verkehrsberuhigung werden interdisziplinär 

"Planungskonzepte zur Beruhigung des Kfz-Verkehrs für zu-

sammenhängende Stadtquartiere unter Einbeziehung der für 

das städtische Leben wichtigen Hauptverkehrsstraßen" ent-

worfen (Guggenthaler/Dyckhoff 1987, 110; Herv.v.Verf.). 
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Bei Verkehrsstraßen treten Nutzungskonflikte besonders zu 

Tage, da sie neben der Aufenthalts- und Ersehließungsfunk-

tion, wie sie auch für Nebenstraßen gilt, noch eine 

(überörtliche) verkehrliehe Verbindungsfunktion wahrnehmen. 

Damit müssen auf ihnen die Ansprüche des fließenden und ru-

henden Kfz-Verkehrs, des ÖPNV, des Rad- und Fußgängerver-

kehrs sowie des Aufenthalts (auch spielender Kinder) be-

rücksichtigt werden (vgl. BMBau 1986, 15). Ein u . U . um öko-

logische Ziele zu ergänzendes Zielsystem für die Gestaltung 

innerört1ieher (Haupt-) Verkehrsstraßen im Rahmen flächen-

hafter Verkehrsberuhigung zeigt Tabelle 10. 

Tabelle 10: Ziele für den Entwurf und die Gestaltung von 
innerörtlichen Hauptverkehrsstraßen 
Quelle: BMBau 1986c, 19 

Zielfeld Verkehr Zielfeld Umfeld Zielfeld Straßenraumgestalt 

O Verkehrssicherheit für alle 
Verkehrsteilnehmer 

O Nutzungsvertragliche Geschwindig-
keiten im Kraftfahrzeugverkehr 

O Stetiger Verkehrsablauf 
O Erhaltung der verkehrstechnisch 

notwendigen Leistungsfähigkeit 
0 Verdrängung von unerwünschtem 

Kraftfahrzeugverkehr 
0 Berücksichtigung des ruhenderr 

Kraftf ah rzeugverkeh rs 
O Erhaltung der Erschließungsfunktion 
O Priorisierung des öffentlichen 

Personennahverkehrs 
O Förderung des Fußgängerverkehrs 
O Förderung des Radverkehrs 

C Gute Umfeldqualität 
O Aufenthaltsqualität im Straßenraum 
O Berücksichtigung öffentlicher, privater 

und kommerzieller Bedürfnisse 
O Soziale Brauchbarkeit des 

Straßenraumes 
O Kompensation von Umfeld-

beeinträchtigungen 

0 Geringe Trennwirkung 
0 Ortsgerechte Gestalt des 

Straßenraumes 
0 Wahrung des städtebaulichen 

Zusammenhangs 
O Wahrung historischer Bezüge 
0 Orientierung und Identifikation 

im Straßenraum 

Durch die lange Zeit betriebene einseitige Ausrichtung auf 

die Bedürfnisse des fließenden Kfz-Verkehrs (Verbindungs-

funktion) weisen innerslädtisehe (Haupt-) Verkehrsstraßen 

heute wesentliche Mängel in Bezug auf die Berücksichtigung 

anderer Nutzungsansprüehe auf. 
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Wegen seiner polyzentri sehen Struktur führen in Berlin 

(West) insgesamt ca. 150 km Verkehrsstraßen unterschiedli-

cher Bedeutung durch bezirkliche bzw. Subzentren. Hier er-

geben sich für Fußgänger und Radfahrer oft extreme Unfall-

risiken, nicht zuletzt wegen des überhöhten Geschwindig-

keitsniveaus im Kfz-Verkehr. 

Im Rahmen eines Model 1 Vorhabens in Berlin-Moabit sind auch 

zwei wichtige Verkehrsstraßen, die BeusselStraße und die 

Turmstraße, planeriseh in die Maßnahmen zur fläehenhaften 

Verkehrsberuhigung einbezogen worden. Die Neubaupläne für 

die Beusselstraße sehen z.B. vor: 

- die Anlage von Radwegen vorwiegend zu Lasten der 

Fahrbahnfläehen (1,25 m je Seite); überquerungshi1fen fü 

Fußgänger; 

- verbesserten Verkehrsbetrieb an Kreuzungen; Ordnung des 

Park- und Ladeverkehrs (zugunsten des Letzteren durch 

Kurzparkzonen und Ladebuehten) 

- A u f w e r t u n g des Straßenbildes durch Baumpflanzungen 

(vgl.Guggenthaler/Dyckhof 1987, 116ff); 

Während im Bereich der Ersehließungsstraßen das "Moabiter 

Modell" bereits verwirklicht und allgemein auf positive Re 

sonanz gestoßen ist, sind die Widerstände gegen den Umbau 

von Beussel- und Turmstraße ganz erheblich. Das ist um so 

erstaunlicher, als in Moabit die betroffenen Bewohner und 

Geschäftsleute intensiv in den Planungsprozeß einbezogen 

wurden. Nach Auskunft der zuständigen Stelle beim Senator 

für Stadtentwicklung und Umweltschutz (mdl.Mitt. 1988) hat 

sich die Mehrheit der betroffenen Geschäftsleute längst 

überzeugen lassen, daß mit dem Umbau auch eine wirtschaft-

liche Aufwertung des bezirkliehen Umfeldes verbunden sein 

w i r d , und sie sind dementsprechend für das Projekt. 

Der Widerstand im Verkehrsbeirat kommt von Seiten der Ver-

treter überörtlicher Interessen, z.B. des Speditionsgewer-

bes, der Taxiinnung, des A D A C . Er zeichnet sieh weniger 

durch die Überzeugungskraft seiner Argumente (vgl. Abb. 6) 

als durch Einflußreiehtum aus. 



67 

Abbildung 6: 

BERLINER MORGENPOST 0-7.C2.88 

Ohne A utos geht die Chose nicht 
Zu .SPD will BVG attraktiver ma-

chen" vom 23.1. und .Düstere Zukunft 
ffirdieBVG?- vom 28.1.: 

Sehr geehrte Redaktion, 
das DIW-Verkehrsgutachten 

bringt es an den Tag: Mit konstan-
ter Boshaftigkeit wollen jetzt schon, 
bestimmte Berliner Politiker den 
Ober 700 000 Berliner Autofahrern 
die freie Entscheidung über ihr Ve-
hikel nehmen. Sie wollen nämlich 
- und das häufig wider besseres 
Wissen - das Auto von Berliner 
Straßen verdrängen. Dennoch: Au-
tos wurden in den vergangenen 
Jahren gekauft wie noch nie. Das 
geht so weiter. .Fahrschüler- sowie 
Zulassungszahlen von neu in den 
Verkehr gebrachten Pkw beweisen 
allerding?, daß sich unsere Auto-
fahrer nicht durch noch so laute 
und durch nichts zu begründende 

fadenscheinige Behauptungen ih-
ren fahrbaren Untersatz vermiesen 
lassen. Merke: Erst das Auto hat 
uns die mobile Gesellschaft ge-
bracht. 

Warum aber verschweigen diese 
gewissen Berliner Politiker eigent-
lich, daß der Öffentlichte Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) erst durch 
den Autofahrer überhaupt zum 
„Rollen" gebracht worden ist? Mil-
liardenbeträge der Benzin-, Kfz-
und Mehrwertsteuer werden nur zu 
einem lächerlich geringen Teil für 
den Straßenbau (wo letztlich ja 
auch Busse fahren) verwendet. 

Sollen denn die Autofahrer aus-
schließlich die immer .größer wer-
denden Defizite des Öffentlichen 
Personennahverkehrs finanzieren? 
Immer mehr disqualifizieren sich 

unsere Bezirksverwaltungen in 
sinnloser Verkehrsberuhigung, 
statt Hauptverkehrsstraßen sicher 
auszubauen. Daneben ist natürlich 
auch der sinnvolle Ausbau von S-
und U-Bahn vonnöten. Aber: Wer 
will schon im 20. Jahrhundert dicht 
gedrängt und schlangestehend auf 
den nächsten Zug warten? Gut, 
wer das tut, sollte das andere 
nicht lassen müssen. Eine realitäts-
fremde Verkehrspolitik aber - der 
Autoverkehr n immt nicht ab, son-
dern zu (!) - bringt Politikern die 
„rote Karte" und die Wagenlenker 
an der Spree hoch mehr in Wut. 

Mit freundlichen Größen 
Dr. Eberhard Waldau, 

Vorstandsmitglied ADAC Berlin 
(Verkehrsleiter), 

Berlm~31 

Auch andere Konzepte des (Haupt-)Verkehrsstraßenumbaus sind 

von der Planungsseite her sehr weit gediehen, so etwa bei 

der Berliner Straße in Tegel oder der Schloßstraße in Frie-

denau. Ihre Realisierung müßte allerdings ebenfalls gegen 

überbezirkliche Interessen durchgesetzt werden. 

Es erscheint daher angebracht, nochmals hervorzuheben, 

warum und mit welchem Stellenwert Umbaumaßnahmen an Ver-

kehrsstraßen in bezirklichen oder Subzentren integraler Be-

standteil von Konzepten fläehenhafter Verkehrsberuhigung 

sein sollten, warum sie auch zu Unrecht z. Zt. ein 

"Schubladendasein" fristen: 

- z u e r s t aus Gründen der Verkehrssicherheit: Solange nicht 

im dargestellten Sinne Abhilfe geschaffen ist, werden 

weiterhin massiert Fußgängerunfälle auftreten; 

-i andererseits bilden sie unter den Maßnamen zur Verkehrs-

beruhigung den größten Kostenblock (bei rund 5 mio DM/km 

zusammen 750 mio DM); die überwiegend kleintei1 igen 

Maßnahmen sind besonders besehäftigungsintensiv 

(100 mio DM Investitionssumme könnten -bezogen auf ein 

Jahr- ca.2.600 Arbeitsplätze auslasten; Apel 1984, 361). 
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- Guggenthai er/Dyckhoff (1987, 125) halten sie zudem durch 

einfache Haushalts-Umschiehtungen in 10 Jahren für 

finanzierbar (Umschichtung der jährlich für Stadt-

straßenbau vorgesehenen rund 100 mio DM); 

- eine Attraktivitätssteigerung der Bezirkszentren kann-

Wege verkürzen, womit bei Pkw-Nutzung Emissionen 

vermieden würden; möglicherweise regen kürzere Wege 

auch zur Benutzung anderer Verkehrsmittel an. 

- neben den grundsätzlichen Vorteilen für die örtlichen 

Gewerbetreibenden könnten Ladevorgänge zügiger 

abgewickelt werden. 

3.2.2 Parkraumbewirtschaftung in der City 

Ein integriertes stadtentwieklungspoli t isches Verkehrskon-

zept hat sieh neben der Behandlung von Problemen des 

fließenden auch solchen des ruhenden Kfz-Verkehrs zu wid-

m e n . Beide sind miteinander verknüpft durch die mit den 

Fahrten verfolgten Zwecke, so daß sich die innere Struktur 

des ruhenden Verkehrs aus der des fließenden ergibt. In 

dieser Sicht lassen sich für Innenstadtbereiehe vier Nach-

fragergruppen mit unterschiedlichen Ansprüchen an das 

Stellplatzangebot und unterschiedlichen Nachfrageelastizi-

täten unterscheiden. 

- Bewohner mit festem Ziel und der Hauptnachfrage vom 

Nachmittag bis zum nächsten Morgen (eine Änderung des 

Verkehrsmittelwahlverhaltens müßte unter sonst 

gleichen Bedingungen hier die zeitliche Stellplatz-

Nachfrage ausweiten); 

- Besucher (Einkauf , Freizeit) die hauptsächlich während 

der Geschäftszeiten und abends Parkraum nachfragen; 

- Berufspendler mit festem Ziel und relativ langer 

Parkdauer; sie stehen als StelIplatznachfrager in 

Konkurrenz zu den Besuchern; 

- Zulieferer i.d.R. Kurzparker mit relativ großer 

Flexibilität hinsichtlich der Nachfragezeit 

(vgl.BMBau 1984, 23f). 
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Ein Parkraumproblem wird sich in Zukunft durch steigende 

Motorisierung in den Altbauwohngebieten der Innenstadt er-

geben. Diese weisen heute noch einen unterdurchschnittli-

ehen Motorisierungsgrad auf, stoßen aber bereits an Grenzen 

der Stellplatzkapazitäten des Straßenraumes. Hier zeichnet 

sich also Regelungsbedarf im Sinne der Gewährleistung eines 

Gleichgewichts aller Nutzungsansprüche an den Straßenraum 

ab. 

Auf ein bereits bestehendes Parkraumproblem soll hier näher 

eingegangen werden: Der "Arbeitsstättenzielverkehr" in 

städtische Kernbereiche mit hoher Arbeitsplatz-Dichte und 

citynahe Wohngebiete beansprucht große Teile der Stellflä-

chen im Straßenraum für relativ lange Zeit; er ist z.Zt. 

nicht nennenswert restringiert. 

Dabei gelten Berufspendler als Schlüsselgröße für die Ände-

rung des Verkehrsmittelwahlverhaltens, da dureh sie die 

deutlichsten Belastungsrückgänge im fließenden Verkehr zur 

Zeit der " r u s h h o u r " erzielt werden könnten, nicht zuletzt, 

weil bei Fahrten zur Arbeitsstätte die Ausnutzung des Kfz 

mit rund 1,1 Personen im Durchschnitt sehr niedrig ist. 

Das vorhandene Stellplatzangebot ist ein wichtiger Aspekt 

der Entscheidung für oder gegen die Benutzung des Kfz für 

die Fahrt zur Arbeitsstätte. Die "Bewirtschaftung", also 

die Verknappung oder Verteuerung von Parkraum im Zielbe-

reich der Berufspendler, verringert Reisezeitvorteile des 

Kfz, schafft Flächen und/oder kostet einfach "nur" G e l d . 

Wie Befragungen gezeigt haben, ist die Nachfrage der Be-

rufspendler relativ elastisch: 80% würden bei entsprechen-

den Park-Restriktionen auf ein anderes Verkehrsmittel um-

steigen (BMBau 1984, 37). 

In Berlin gibt es -anders als für den Umbau von Verkehrs-

straßen- hinsichtlich der Regelung des Parkproblems noch 

keine Konzepte der Integration in eine umweltverträgliehe 

Stadtentwicklungspolitik. In anderen Städten, wie z.B. Am-

sterdam, Den Haag oder Göttingen sind seit Ende der 70er 

Jahre entsprechende Ansätze vorhanden (Apel 1984, 322f). 
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Wir schlagen daher vor: 

- soweit noch nicht durchgeführt eine naehfragergruppen-

spezifische Bestandsaufnahme der vorhandenen Stellplätze 

im gesamten Citybereieh vorzunehmen; dabei sind nicht nur 

Stellplätze im Straßenraum, sondern auch solche auf 

öffentlichem und privatem Grund einzubeziehen. 

- daran anschließend wären Bewirtschaftungskonzepte zu 

entwickeln und duehzusetzen, welche geeignet sind, die 

angestrebte Änderung des Verkehrsmittelwahlverhaltens 

zu unterstützen. 

- zwischenzeitlich ist im Hinblick auf die mangelhafte 

Parkdisziplin die Überwachung und Durchsetzung der 

bestehenden StVO zu gewährleisten.Verwarnungs- und 

Bußgelder für Falschparker auf Geh- und Radwegen oder 

ÖPNV-Sonderspuren sollten zur Erzeugung von Unreehts-

bewußtsein merklich angehoben, die überwachungstätigkeit 

effektiver gestaltet werden. Die Möglichkeiten zur 

Einführung von Alternativen/Ergänzungen zum Abschleppen 

(z.B. "wheel-clamping") wären zu prüfen. 

Zur Finanzierungsseite bei Parkraumbewirtschaftung: Da es 

sich lediglich darum handelt, dem Verursacherprinzip in an-

gemessener Weise Geltung zu verschaffen, müssen keine zu-

sätzlichen öffentlichen Mittel aufgewendet werden: 

- Parkuhrengebühren können bereits heute zur Deckung 

der Kosten vorhandener oder zukünftiger Park-

einrichtungen verwendet werden ( § 6a StVG); 

- bei der Gebührenfestlegung für Parkbevorrechtigungen 

bestimmter Nutzergruppen könnte die Möglichkeit von 

Wertabschöpfungen einkalkuliert werden; 

- Stellplatzmieten können kostendeckend gestaltet werden, 

was aber eine Berücksichtigung verkehrspolitisch oder 

stadtplaneriseh ungewollter Ausweichreaktionen erfordert 

(vgl.BMBau 1985, 114 ff). 
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Damit läßt sich zusammenfassend für den Umgang mit dem ru-

henden Verkehr feststellen, was im Rahmen einer umweltge-

rechten Stadtentwicklung für Verkehrsplanung allgemein gel-

ten muß: 

- der Pfad der Anpassungsplanung (an prognostizierte 

steigende Motorisierung) muß verlassen werden: 

- es gilt, kleinräumlich orientierte städtebauliche 

Zielprognosen (im Sinne gewünschter zukünftiger 

Entwicklung) vorzugeben, bei deren Umsetzung eine 

umfassende Beteiligung der betroffenen Menschen 

anzustreben w ä r e . 



3.3 Stadtökologie und Bodenschutz 

3.3.1 Programm zur Verbesserung des Wohnumfeldes 

in Großsiedlungen 

Der Anteil von Großsiedlungen am (sozialen) Wohnungsbau 

(nach 1949 erbaut) ist erheblich. Schon seit längerem sind 

Großsiedlungen aufgrund dort vorhandener sozialer Brenn-

punkte Gegenstand kommunalpolitischer Diskussion. Vermehr-

ter Leerstand, erhöhte Fluktuationsraten und allgemein das 

Fehlen fester nachbarschaf111 eher Beziehungen gelten als 

Indizien für bauliehe und qualitative Defizite (vgl. im 

folgenden A G Märkisches Viertel o.Ji; Breutner 1986, Baatz 

1986 sowie Tabelle 11). 

Tabelle 11: Randstädtische Großsiedlungen in Berlin 
(aus: Baatz 1986) 

Siedlungen 

Märkisches Viertel 
Falkenhagener Feld 
Heerstraße - Nord 
Gropiusstadt 
Hildburghauser Straße 
Thermometers iedlung 

Wohneinhei ten 

17000 
1 1 0 0 0 

6 8 0 0 
19000 
5200 
2700 

Bauze i t 

1963/73 
1963/74 
1968/74 
1962/75 
1964/74 
1969/72 

61000 

In jüngster Zeit wurden in verschiedenen Bauten in 

Großsiedlungen Betonschäden festgestellt. Sie waren bzw. 

sind als der eigentliche Anlaß anzusehen, daß nunmehr in 

Model1 vorhaben versucht w i r d , Konzepte zur Verbesserung der 

Wohnqualität und ihrer Anpassung an heutige Ansprüche zu 

entwickeln und umzusetzen. In Berlin wurden Model 1 vorhaben 

für die Gropiusstadt und das Märkische Viertel entwickelt 

und z.T. schon umgesetzt. Für die Thermometersiedlung 

befinden sie sich in Vorbereitung. 
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Das Pilotprojekt "Gages-Bau" im Märkischen Viertel, hier 

als Beispiel dargestellt, umfaßt verschiedene Gebäude mit 

insgesamt 977 Wohnungen. Mit der Durchführung von Instand-

setzungsmaßnahmen wurde 1984 begonnen. Folgende Maßnahmen 

sind vorgesehen: 

a)Gebäudebezogene Maßnahmen 
Sanierung der Betonfassade 
Konservierung der Betonfläche 
Farbgebung 
Verbesserung des Lärmschutzes 
Verbesserung sanitärer Einrichtungen 
Sieherungsmaßnahmen an den Wohnungseingangstüren 

b)Wohnumfeidbezogene Maßnahmen 
- V e r g r ö ß e r u n g der Hauseingänge, deutliche Signalisierung 

der Eingangsituation durch Schneisen in neu anzulegende, 
vorgezogene Erdwälle; 

- Schaffung und Gestaltung von "Freiräum für ungeplante 
Anlässe" (AG Märkisches Viertel o.J., 6); 

- Entsiegelung von Asphalt- und Pflasterflächen und 
anschließender Bepflanzung zur qualitativen Anreicherung 
der Vegetation ("Wildgärten") (vgl. K a p . 3.3); 

- Entwicklung und Duchführung eines umfassenden "Zukunfts-
konzeptes Freiflächen" mit der Anlage von Kanälen, Seen, 
Mietergärten, Stadtgärten, Cafes. Hier sollte zusätzlich 
geprüft werden, ob ein Teil der Grünflächen auch für 
sportliche Aktivitäten (z.B. Ballspiele) genutzt werden 
kann. Damit ließe sich das Defizit an geeigneten Flächen 
für den unorganisierten Breitensport vermindern und 
gleichzeitig würden die oft erheblichen ökologischen 
Eingriffe beim Bau von Normsportflächen (gedeckt und 
ungedeckt) vermeiden. 

Die Kosten für dieses Pilotprojekt betragen insgesamt 13 

Mio D M . Die Beschäftigungseffekte wurden auf 110 Personen-

jahre (davon 60 Personenjähre im Bauhauptgewerbe) geschätzt 

(Breutner 1986, 578). In einer Hochrechnung für das gesamte 

Märkische Viertel ergaben sieh Gesamtkosten von 120 Mio D M 

und Beschäftigungseffekte von 1.250 Personen-jähren (125 

Arbeitsplätze für eine Dauer von 10 Jahren). 
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Bei einer Weiterführung dieser Ansätze im Hinblick auf ein 

alle Großsiedlungen umfassendes Programm sollten folgende 

kritischen Anmerkungen beachtet werden: 

- das Mietniveau muß stabil bleiben; 

- die Beteiligung der Bewohner bedarf einer Verbesserung, 

insbesondere in den schon existierenden Beiräten; 

- durch Dezentralisierung der Großverwaltungen der 

Hauseigentümer (Gemeinnützige Wohnungsbausgesellschaften) 

sollte der Kontakt zwischen Vermieter und Mieter und das 

Serviceangebot verbessert werden; 

- die Anbindung an die Innenstadt sollte durch den Ausbau 

des ÖPNV verbessert werden. 

3.3^2 Programm Sport und Landschaft 

Im allgemeinen werden Sportflächen unter den Oberbegriff 

"Grünflächen" gefaßt (vgl.§ 5 Abs.2 Nr.5 und § 9 Abs.l 

Nr.15 BauGB). Aus ökologischen und sozialen Gesichtspunkten 

sind sie aber kaum mit Grünflächen im Sinne von ökologi-

schen Ausgleichstlächen und zur Erholung geeigneten Parkan-

lagen zu vergleichen (vgl. Richter 1981, 208ff). Kritik an 

Sportflächen betrifft u.a. 

- den hohen Versiegelungsgrad, 
- die fehlende biotopbezogene Ausstattung, 
- d a s Landschaftsbild, 
- die einseitige Anlage von Großspielfeldern und anderen 

nach DIN-Normen gefertigten Anlagen, 
- die unbefriedigende Zugänglichkeit für die Bevölkerung, 
- den fehlenden Einbezug in ein Netz von Grünzügen. 

Der Bestand an ungedeckten Sportflächen in Berlin nimmt 

insgesamt eine Fläche von 770 ha in Anspruch. Nach den im 

Flächennutzungsplan 84 enthaltenen Planungsvorstellungen 

sollen weitere 130 ha für Sportflächen vorgesehen werden 

(FNP 84 Entwurf März 87; Fiebig/Henkel 1987). Hinzu kämen 

deswei teren Flächen für gedeckte Sportanlagen (Sporthallen, 

die im folgenden nicht weiter untersucht w e r d e n ) . Die ge-

nannten Flächengrößen verdeutlichen schon aus quantitaviver 

Perspektive den Stellenwert, den Sportflächen im Hinblick 

auf eine ökologische Stadtpolitik einnehmen m ü ß t e n . Dies 
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wird zusätzlich dadurch bestätigt, daß die heutige Realnut 

zung der für den Sport vorgesehenen Flächen in der Regel 

als Grünanlage, Kleingarten, Brachfläche oder landwirt-

schaftliche Nutzfläche erfolgt und damit aus unterschiedli 

chen Gründen als erhaltenswert anzusehen sind (Tabelle 12) 

Tabelle 12: Realnutzung der nach dem Flächennutzungsplan 
'84, Entwurf März 1987 für Sport vorgesehene 
Erweiterungsflächen 
Quelle: Fiebig/Henkel 1987 

Realnutzung Flächengröße in ha 

Bahnflächen 
Brachflächen 

Kleingärten 

Grünflächen 

Landwirtschaft 

Erweiterungsfläche Sport gesamt 130 

Eine auch ökologisch ausgerichtete und die Erholungsbe-

dürfnisse breiter Bevölkerungskreise einbeziehende Sport-

politik sollte auf zwei Ebenen Änderungen herbeiführen: 

1. Es sollten neue Sportanlagen (z.B. Großspielfelder g e m . 

DIN-Normen) nur noch nach restriktiver Prüfung des 

tatsächlichen Bedarfs (in Abgrenzung von Pauschal-

Richtwerten, mit denen m a n Gefahr läuft, das Bedürfnis 

an Leistungs- und Vereinssport in der Bevölkerung zu 

hoch anzusetzen) geplant und gebaut w e r d e n . Falls sich 

tatsächlich eine Notwendigkeit für den Bau ergibt, sind 

Bau- und Gestaltungskonzepte zu wählen, die mehr als 

bisher auch ökologischen Kriterien gerecht werden. 

.58 

32 

6 

34 
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Eine derartige landschaftliche Einbindung kann zudem 

auch zum Lärmschutz beitragen. Bestehende Sportanlagen 

sollen anhand einer ökologische Kriterien enthaltenden 

Cheekliste - und in Ergänzung des Sportanlagenentwiek-

lungsplanes A 1 und B (Sportanlagensanierungsprogramm) 

aufgenommen und im Hinblick auf mögliche Umgestaltungen 

typisiert w e r d e n . Die Durchsetzung o.g. Kriterien könnte 

über die Bindung der Baugenehmigungen an die Erstellung 

einer U V P bzw. eines landschaftspflegerischen Begleit 

planes erfolgen. 

2. Als langfristige Maßnahmen sollte erwogen werden, die 

Erfahrungen aus der Volksparkbewegung (Richard 1984) in 

die Sportpolitik einzubeziehen. Gerade in Berlin liegen 

einige Beispiele dafür vor, wie sportliche Betätigung 

kombiniert werden kann mit ökologisch und sozial sinn-

voller Grünfläehennutzung (z.B. Volkspark Rehberge). 

Auch können u.U. Flächen, die durch Entsiegelungs-

maßnahmen und Wohnumfeldverbesserung zur Verfügung 

stehen, in ein Sportkonzept einbezogen werden 

(vgl.Kap.3.3). Maßgebend muß bei Überlegungen dieser 

Art immer sein, daß sich in Anbetracht der angespannten 

Grünflächensituation in Berlin Sport, Erholung und Natur 

schütz nicht ausschließen. 

Kosten und Arbeitsplatzeffekte entstehen in erster Linie in 

der Planungs- und Projektierungsphase für höher qualifi-

zierte Arbeitskräfte, in der Umsetzungsphase dagegen insbe-

sondere für in der Ausführung des Garten- und Landschafts-

baus Beschäftigte. Eine genauere Schätzung von Kosten und 

Arbeitsplätzen ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht mög-

lich, sie bedarf zunächst genauerer Untersuchungen. 
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3.3.3 BUGA-Modell: Naturpark in der Großstadt 
Der Zentrale Bereich und das Sehöneberger Südgelände 

- Grüne Mitte und Grüntangente 

Trotz seiner begrenzten Fläehenpotentiale besteht in Berlin 

aufgrund einiger "Stadtbrachen" die Möglichkeit, Grünflä-

ehendefizite zu vermindern. Hierzu sind insbesondere ehema-

lige .Bahnflächen zu zählen, deren Nutzung nach dem Kriege 

durch die für den Betrieb der Bahnflächen zuständigen Ost-

Berliner Reichsbahn kontinuierlich zurückging. Die größten 

Flächen dieser Art stellen das Sehöneberger Südgelände und 

das Gleisdreieck. Auf einem großen Teil dieser Flächen lie-

gen heute äußerst interessante ökologische Situationen vor 

(Sukopp 1984, I, 375ff; Umweltatlas Berlin Karte 06. 02 Be-

zirksamt Kreuzberg von Berlin o.J.). Eine Übersicht über 

Flächengröße und ökologische Charakteristika findet sich in 

Tabel le 13. 

Tabelle 13: Artenzahlen und Zahlen seltener 
und gefährdeter Arten einiger 
Beispielsflächen 
Quelle: Sukopp 1985 

Zahl der 
Fläche Artenzähl Rote-Liste-

Arten 

9 Ruderalflächen 
(jünger als 20 Jahre) 
im "zentralen Bereich" 

0 0,9 ha 
(0,5-9,6) 

0 123 
(90-158) 

0 4,2 
(1-7) 

Lützowplatz (Ruderal-
frache) 

0,6 ha 158 5- . 

5 Trümmerflächen und 
stillgelegtes Bahn-
gelände Kreuzberg 

0 4,6 ha 142 1 

Diplomatenv i erte1 11,4 ha 321 26 
Potsdamer Personen-
bahnhof vor 1972 

8 ha 166 5 

Potsdamer/Anha iter 
Güterbahnhof 

6S ha 413 38 

Südgeländel 73 ha 370 46 
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In jüngster Zeit wurden mehrere Vorsehläge zur Nutzung der 

genannten Flächen vorgelegt, die im Gegensatz zu städtebau-

lichen Gutachten , die sich zumeist, durch fehlende Ziel- und 

Funktionsbestimmungen (Konglomerat von Verkehrsstraßen, 

Wohnungsbau und Grünflächen) auszeichnen (Jahn 1983; vgl. 

kritisch dazu Alternative Liste Berlin 1984), der Grünnut-

zung Priorität einräumen. 

Es wurden abgestufte Nutzungskonzepte vorgeschlagen, die 

sowohl Bereiche intensiver Erholungsnutzung als auch ökolo-

gische Ausgleichsflächen beinhalten (Alternative Liste 

1984, Bürgerinitiative Schöneberger Südgelände 1985; Beeh-

mann/Kennedy 1984; Landschaftsprogramm-Entwurf 1987 insbes. 

aber auch der Entwurf 1986). Es wird empfohlen, derartige 

Nutzungskonzepte zu verwirklichen. Sie bieten als einzige 

die Chance, Defizite im Erholungsbereieh, die in den Berli-

ner Innenstadtbezirken besonders ausgeprägt sind 

(Umweltatlas Berlin Karte 06.05), zu vermindern und gleich-

zeitig großstädtisches Leben zum Ausdruck zu bringen, indem 

sowohl soziokulturelle Faktoren (Geschichte, Politik, Ost-

West-Konflikt bzw. -Verständigung) als auch die Stadt-Natur 

erlebbar werden. 

Ein Großstadt-Naturpark, der o.g. Kriterien erfüllt, könnte 

von Moabit (Hamburger/Lehrter Bahnhof) im Norden über den 

Großen Tiergarten, den Zentralen Bereich, das Gleisdreieck, 

das Schöneberger Südgelände bis zum Gelände der Bundesgar-

tenschau 1985 (Mohriner Allee) reichen. Auch nach Osten 

(Trasse der ehemaligen Südtangente bis nach Kreuzberg SO 

36) und nach Westen (Volkspark Wilmersdorf) sind Grün-Ver-

bindungen möglich. 

Inhaltlich könnten in einem Planungswettbewerb Vorstellun-

gen zur Grün-Nutzung im o.g. Sinn entwickelt w e r d e n . Es 

sollten aber unbedingt Möglichkeiten zur Lösung des Ver-

kehrsproblems in diesen Bereichen einbezogen w e r d e n . Dies 

betrifft 
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- Planungsalternativen zu geplanten Straßenbauprojekten 

(insbesondere Nord-Süd-Straße); 

- Konzepte zur Verminderung des Individualverkehrs; 

- Konzepte zur besseren Erschließung durch den ÖPNV 

(vgl. Kap. 2). 

Die Umsetzung dieser Vorsehläge könnte im Rahmen eines neu-

artigen BUGA-Modells erfolgen. Einerseits spricht dafür, 

daß die Abwicklung der Planung, Finanzierung und Durchfüh-

rung dieses Projekts damit einen anerkannten und leistungs-

fähigen organisatorischen Rahmen erhielte, andererseits 

würde auch der traditionelle Gedanke der Bundesgarten-

schauen insofern weitergeführt, als die in den letzten Jah-

ren vermehrt vorgebrachten Kritiken an den Planungsvorstel-

lungen der Bundesgartenschauen (z.B. Kassel, Berlin, Düs-

seldorf, Frankfurt) offensiv geprüft und zur zeitgemäßen 

Weiterentwicklung des Konzepts der Bundesgartensehau bei-

tragen könnten. 

3.3.4 Verbesserung der Qualität der Oberflächengewässer 

Die Berliner Oberflächengewässer gelten als stark ver-

schmutzt. In der Gewässergütekarte der Bundesrepublik 

Deutsehland (Länderarbeitsgemeinsehaft Wasser 1985) sind 

nur die Oberhavel von Heiligensee bis Tegelort in die 

Klasse II (mäßig belastet) eingeordnet, alle übrigen Ober-

flächengewässer gehören der Klasse II - III (kritiseh bela-

stet) und III (stark versehmutzt) an (vgl. auch Umweltatlas 

Berlin, Karte 02.01 und 02.02; Ermer/Kel1 ermann/Sehneider 

1980, 209ff). Um jedoch die einzelnen Belastungsfaktoren ' 

richtig einordnen zu können ist eine Differenzierung nach 

ihrer physikalischen und chemischen Art notwendig. Es las-

sen sich unterscheiden: 

- leicht bis schwer abbaubare organische Stoffe, zu deren 

Abbau dem Gewässer Sauerstoff entzogen wird; sie stammen 

primär aus Klärwerks- und Rieselfelderabläufen; 



- Nährsalze, insbesondere Stickstoff und Phosphor. Sie 

bewirken eine Eutrophierung der Gewässer, kombiniert mit 

einer Sauerstoffzehrung. Sie stammen ebenfalls vorwiegend 

aus Klärwerks- und Rieselfelderabläufen; 

- unterschiedliche toxische Stoffe (Sehwermetalle, chlo-

rierte Kohlenwasserstoffe u.a.) aus Straßenabwässern, 

Industrie und Haushalt; 

- biologische Krankheitserreger (Bakterien, Viren); 

- Abwärme aus den Kühleinrichtungen der Kraftwerke. 

Hampicke (1985, 324ff) macht einige Vorschläge zur Verbes-, 

serung der Wasserqualität, die über die bisherigen Maßnah-

men (z.B. Ausbau des Klärwerkes Ruhleben, Bau des Klärwer-

kes Nord, Phosphate!iminierungsanlage Tegel) hinausgehen, 

sich aber nur auf die Belastung durch organische Stoffe und 

Nährsalze bezieht. 

Die Reduzierung der Belastung mit organischen Stoffen und 

mit Stickstoff ließe sich durch eine Kombination aus redu-

zierter Abwasser-Beschickungsmenge bei den Klärwerken und 

technischen Veränderungen erreichen. Es wäre damit ein Wert 

von 10 mg/1 Sauerstoff im Abwasser und eine Reduzierung der 

Stickstoffbelastung auf 1/4 möglich. Hampickes Kostenschät-

zung beläuft sich hier auf insgesamt 385 Mio D M bzw. 20 bis 

30 Mio DM/a (bei Berücksichtigung eines Diskontsatzes von 

4%). Zur Reduzierung des Phosphates auf 0,5 mg/1 P durch 

Flockungsfi1tration aller Klärwerksrüekstände entstünden 

Kesten in Höhe von 50-60 Mio DM/a (bei Berücksichtigung ei-

nes Diskontsatzes von 4%). Die möglichen Arbeitsplatzef-

fekte beziffert Hampicke (1985, 420) auf ca. 290 Ar-

beitsplätze/a für die Reduzierung der organischen Belastun-

gen und des Stickstoffs und auf ca. 590 Arbeitsplätze/a für 

die P-Elimination. Zusammen ergäben dies für die Reinigung 

der Oberflächengewässer ca. 880 Arbeitsplätze pro Jahr. 

Die oben dargestellten Maßnahmen sind in Berlin (West), in 

Berlin (Ost) und in der D D R durchzuführen. Es wird daher 

auch nicht die gesamte Zahl von 880 Arbeitsplätzen in Ber-



8 1 

lin (West) geschaffen. Andererseits ist auch erkennbar, daß 

in der DDR durchzuführende Klärwerksum- und erweiterungs-

bauten für die West-Berliner Wirtschaft von Interesse sein 

können, da hier ein weites Feld von Kooperation in Consul-

ting- und Umweltteehnikbereichen entstehen kann. Es wäre 

zukünftig noch genauer zu analysieren, in welchem Ausmaß 

eine solche Kooperation möglich ist - u.U. auch in mögli-

cher Erweiterung auf Gewässer, die außerhalb von Berlin 

(West) liegen - und unter welchen Bedingungen ein Engage-

ment dieser Art für die West-Berliner Wirtschaft von Inter-

esse ist (vgl.Schwartau 1987). 

Darüber hinaus bedarf es weiterer Untersuchungen, wie die 

Belastung der Oberfläehengewässer mit toxischen Stoffen und 

mit Abwärme reduziert werden kann. 

3.3.5 Pilotprojekt dezentrale Entwässerung in einem 
Teilbereich von Gatow/Kladow 

Die Berliner Ortsteile Gatow/Kladow sind bisher nicht an 

das Kanalisationsnetz angeschlossen. Mit dem Bau der Kana-

lisation soll aber noch 1989 begonnen werden. Diese Situa-

tion könnte Anlaß dazu geben, aufgrund von Schwachstellen 

zentraler Entwässerungskonzeptionen über Klärwerke auch 

mögliche Alternativen in den Planungskalkül einzubeziehen. 

Schwachstellen zentraler Entwässerung betreffen 

- die oft ungenügende biologische Klärung insbesondere bei 
Spi tzenlas t, 

- die zentrale Rückführung des geklärten Abwassers in die 
Gewässer und dadurch hervorgerufene Schadstoff- und 
Nährstoffbeiastungen, 

- das Zurückbleiben giftiger Klärschlämme, 
- die aufwendige Kanalisation (UBA 1982, 295 ff). 

Unter dezentralen Entwässerungskonzeptionen soll im folgen-

den die Entwässerung mittels Anlagen verstanden werden, in 

denen entweder das hauseigene Abwasser in Teichen durch 

Ausnutzung des biologischen Selbstreinigungspotentials oder 

durch Versickerung in den Boden mit Hilfe der Reinigungs-

wirkung des Bodens (Sieb- und Eliminationswirkungen durch 

physisch-chemische Anlagerungen) gereinigt wird (UBA. 1982, 

300 ) . 

Die Vorteile dezentraler Konzeptionen liegen in 
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- Trinkwassereinsparungen durch Verwendung von Brauchwasser 
- Reduzierung der Abwassermenge 
- V e r b e s s e r u n g des Mikroklimas durch die hohe Verdunstungs-

kapazität durch die verwendeten Pflanzen, Staubbindung, 
Verbesserung der Sauerstoffbilanz, Regulierung der 
Lufttemperatur im Sommer 

- Schaffung eines Feuehtbiotops 
- Bereicherung sowohl des nahen Wohnumfeld als auch des 

gesamten Stadtbildes 
- Integration in Grün- und Erholungsflächen 
- E i n w i r k e n auf das Umweltverhalten der Nutzer hinsichtlich 

ökologischer Zusammenhänge (Gehrke u.a. 1986). 

Trotz der fortgeschrittenen Planung der Berliner Entwässe-

rungswerke und des z.T. noch erforderlichen Forschungsbe-

darfs bei dezentralen Anlagen sollte aber zumindest für 

einen Teilbereich des zu kanalisierenden Gebiet es geprüft 

werden, ob nicht die Vorteile dezentraler Klärverfahren 

überwiegen. Dies könnte im Rahmen eines Pilotprojektes 

durchgeführt werden, dessen Bezugsraum aber nicht zu be-

grenzt sein sollte, da schon heute die Ergebnisse mehrerer 

Modellprojekte für Einzelhäuser oder Wohnblöcke vorliegen. 

Ein Pilotprojekt in Gatow/Kladow sollte diese Erfahrung im 

Hinblick auf eine Ausweitung zumindest bis auf das Gebiet 

einer Siedlung zu erweitern versuchen. 

Dazu ist zunächst eine umfangreiche Planungs- und Projek-

tierungsphase notwendig, um Verfahren mit adäquater Funkti-

onsweise und Leistung unter Beachtung wirtschaftlicher und 

ökologischer Aspekte auswählen zu können. Diese Zeit ist 

durchaus vorhanden, da für die Kanalisation des gesamten 

Bereichs von Gatow/Kladow ein Zeitraum bis zumindest zum 

Jahre 2000 vorgesehen ist. Zu den entstehenden Kosten und 

möglichen Arbeitsmarkteffekten können zum gegenwärtigen 

Zeitpunkt keine Aussagen gemacht werden. 
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3.3.6 Strukturprogramm umweltfreundlicher Mittelstand 

Mit diesem Programm soll die Durchführung emissionsmindern-

der Maßnahmen in klein- und mittelständigen Betrieben zur 

Einhaltung und/oder Unterschreitung geltender Grenzwerte 

(insb.gem.Bundes-Immissionsschutzgesetz und Wasserhaus-

haltsgesetz) gefördert werden. Anlaß für das Programm ist 

einerseits die nicht unbegründete Befürchtung, daß Klein-

und Mittelbetriebe insbesondere unter wirtschaftlichen Ge-

sichtspunkten oft nur eingeschränkt in der Lage sind, emis-

sionsmindernde Technologien zu finanzieren. Um hier Anreize 

und Hilfe zu gewähren, gleichzeitig aber auch zur Beschleu-

nigung der Umrüstung von Altanlagen ("nachträgliche Anord-

nung") unter Vermeidung langjähriger Rechtsstreite beizu-

tragen, sollen öffentliche Mittel bereitgestellt w e r d e n . 

Andererseits bestünde damit die Möglichkeit, Umwelttechno-

logien entwickelnde und produzierende Betriebe aufgrund ei-

ner verbesserten Auftragslage zu fördern und damit die At-

traktivität Berlins für zukunftsweisende - auch im interna-

tionalen Vergleich und ebenso bezüglich möglicher Koopera-

tion mit der DDR - Produktionsbereiehe 

wäre auch mit positiven Arbeitsmarktef 

Das Programm soll sieh in erster Linie 

von Klein- und Mittelbetrieben orienti 

könnten Maßnahmen gefördert werden, du 

der Umwelt mit luft- und wasserverunre 

duz i ert w i r d . 

Folgende Betriebe verursachen in Berli 

Luftverunreinigungen (vgl.•Lüftreinhai 

3 5 f f ) : 

- Tankstellen, 
- chemische Reinigungen, 
- Lackierereien, 
- Druckereien, 
- Räuchereien, 
- holzverarbeitende Industrie. 

Im Mittelpunkt stehen dabei folgende Stoffgruppen: 

- Kohlenwasserstoffe, 
- organische Sauerstoffverbindungen, 
- ha logenisierte Kohlenwasserstoffe, 
- anorganische Verbindungen, 
- Stäube 

zu erhöhen. Di es 

fekten verknüpft. 

an den Bedürfnisen 

eren. Grundsätzlich 

reh die die Belastung 

inigenden Stoffen re-

n z.T. erhebliche 

teplan 1986-1993, 
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Im HinbÄiek auf die Verunreinigung der Oberflächengewässer 

ist auf die 5. Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes vom 

23 . 9. 86 hinzuweisen, 1 durch die der Anwendungsbereich des 

WHG auf "Indirekteinleiter" (Einleitung von Abwasser in 

eine öffentliche Abwasseranlage) ausgedehnt w i r d . Dadurch 

werden beim Einleiten von gefährlichen Stoffen in eine öf^ 

fentliche Abwasseranlage Vorschriften maßgeblich, die auf 

dem höheren Anforderungsniveau gem. dem "Stand der Technik" 

basieren (§ 7a W H G ) . Die zur Durchführung dieser Gesetzes-

novellierung notwendigen Verwaltungsvorsehriften sind noch 

nicht erlassen. Es werden aber primär Betriebe betroffen 

sein, deren Abwasser folgende Stoffe und Stoffgruppen ent-

hält : 

- o r g a n i s c h e Halogenverbindungen und Stoffe, die in Wasser 
derartige Verbindungen bilden kennen, 

- o r g a n i s c h e Phosphorverbindungen, 
- o r g a n i s c h e Zinnverbindungen, 
- S t o f f e , deren kanzerogene Wirkung im oder durch das 

Wasser erwiesen ist, 
- Quecksilber und QuecksiIberverbindungen, 
- Cadmium und Cadmiumverbindungen, 
- beständige Mineraloele und aus Erdoel gewonnene 

beständige Kohlenwasserstoffe." (amtliche Begründung der 
Bundesregierung zum Entwurf eines 5.Gesetzes zur Änderung 
des WHG, BT-Drs.10/3973, 1985, 10) 

Zur Vorbereitung eines Förderprogramms bedarf es zunächst 

einer genauen quantitativen und qualitativen Zusammenstel-

lung der betroffenen Betriebe. Daraus ließen sich aueh Ko-

stensehätzungen, Arbeitsplatzeffekte und Vorschläge zur or-

ganisatorischen Abwicklung ableiten. 



3.3.7 Gründung eines "Instituts für sanfte Chemie" 

Die Auswirkungen von Chemikalien auf die Umwelt und Gesund-

heit des Menschen werden zunehmend problematisi ert. Kritik 

an Menge und Art der Produktion und Anwendung von Chemika-

lien bezieht sich auf 

- die Qualität von Nahrungsmitteln, 
- d i e Anwendung von Chemikalien im Haushalt, 
- Störfälle in Anlagen der chemischen Industrie, 
- die regelmäßige Emission umweltrelevanter Chemikalien 

als Folge des Produkt ionsprozesses, 
- den Transport von Gefahrgütern, 
- das Abfallproblem, 
- die Einwirkungen von gesundheitsgefährdenden Stoffen am 

Arbei tsplatz. 
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Die Möglichkeiten zur Veränderung der chemischen Produktion 

scheinen jedoch bis heute sehr begrenzt. Es wird zwar zu-

nehmend ihr "ökologischer Umbau" gefordert, durch den z.B. 

die einseitige Ausrichtung auf die Chlor-Chemie zugunsten 

einer "Sanften Chemie" aufgegeben werden soll. Praktische 

Ansätze existieren im pol iti sehen Raum als sog. Chlor-

Steuer-Gesetz (Gesetzentwurf der Fraktion Die Grünen, BT-

Drs.10/5530, 1986 ), durch das ökonomische Anreize zur Um--

Stellung der Chlor-Chemie geschaffen werden soll. Im natur-

und ingenieurwissenschaftliehen Bereich kann - freilieh in 

beschränktem Maße - auf Alternativen wie z.B. Farben und 

Lacke aus Naturharzen ("Pflanzenchemie") sowie auf pro-

duktbezogene Verbesserungen ("Reduzierung bzw. Substitution 

von Schadstoff-Komponenten), die vor allem als Folge neuer-

dings auch ökologisch ausgerichteter Warentests ("öko-

Test") oder Produktauszeiehnungen ("Umwelt-Engel") erfol-

gen, verwiesen werden. 

Zur Förderung dieser in Ansätzen erkennbaren Veränderungs-

prozesse wird vorgesehlagen, die Einrichtung einer For-

schungsstätte für ökologisch/sanfte Chemie zu überprüfen, 

in der Grundlagenforschung verknüpft mit der Entwicklung 

von Produkten und Produkt ionstechnologien betr ieben werden 
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soll. Da hierzu bisher keine Ansätze vorliegen, sind Fach-

gutachten insbesondere aus verfahrenteehnischer und ökono-

mischer Sicht notwendig. Es wäre u.a. zu untersuchen, 

- ob sich weiterhin eine Ausrichtung auf die Entwicklung 

möglichst grundsätzlicher, von vornherein auf den Umbau 

des gesamten Systems traditioneller chemischer Industrie 

orientierter Alternativen praktisch aufrecht erhalten 

läßt, 

- oder ob stattdess en produktionsorientiert vorgegangen 

werden soll: es wären dann bestimmte Produkte auszu-

wählen, für deren Produktion umweltfreundliche Technolo-

gien und Stoffe zu entwickeln wären, 

- w e l c h e n Stellenwert die Biotechnologie in der zukünftigen 

Entwicklung der Chemie einnehmen wird und welche Probleme 

sich daraus ergeben, 

- ob ein Bezug auf das Profil Berliner Produktionsstätten 

angestrebt w i r d , die mittelständiseh strukturiert sind 

und schwerpunktmäßig auf die Produktion von Kosmetik und 

Lacken und die Verarbeitung hochwertiger Textilfasern 

ausgerichtet sind, 

- ob eine Kooperation mit schon vorhandenen staatlichen 

Forschungseinriehtungen und der chemischen Industrie 

sinnvoll und möglich ist. 

Erst naeh Klärung dieser Fragen können weitergehende Analy-

sen, zu denen auch die Abschätzung arbeitsmarktrelevanter 

Effekte zählt, vorgenommen werden. 
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3.4 Kosten und Arbeitsplatzwirksamkeit am Beispiel eines 
Programms zur Entsiegelung von Boden 

Konzeptionelle Überlegungen sowie Kosten- und Arbeitsplatz-

sehätzungen liegen für ein Berliner Entsiegelungsprogramm 

vor. Es soll daher als Beispiel für ein weiterführendes Um-

baukonzept genauer vorgestellt w e r d e n . 

3.4.1 Ausgangssituation 

Der Anteil der bebauten Fläche an der Gesamtfläche von Ber-

lin (West) ist mit 60,3% nach München (61,5%) unter allen 

Großstädten in der BRD am zweitgrößten. Zudem fehlt für 

Berlin die Möglichkeit einer flächenmäßigen Ausdehnung auf 

das U m l a n d . 

Durch den hohen Anteil verdichteter Wohn- und Kerngebiete 

in den Innenstadtbezirken von Berlin und fehlende Aus-

gleichsmöglichkeiten im Umland tritt hier die Frage in den 

Mittelpunkt, wie die Situation der Innenstadtbezirke unter 

ökologischen und erholungsbezogenen Gesichtspunkten trotz 

ausgeprägter Flächenknappheit quantitativ und qualitativ 

verbessert werden kann. Die Anlage von Grünflächen ist -

abgesehen von Sondermaßnahmen wie z . B . Dachbegrünung - auf 

das Vorhandensein von nichtversiegeltem Boden angewiesen. 

Zur Vergrößerung von nichtversiegelten Flächen enthält der 

Entwurf des Landschaftsprogramms Berlin einen Ansatz. Er 

weist "Schwerpunktgebiete Entsiegelung" aus, in denen die 

- "Entsiegelung hochverdichteter Siedlungsgebiete" und 

- "Berücksichtigung des Boden- und Grundwasserschutzes" 

vorgesehen sind. (LaPro 1987). Das Schwerpunktgebiet umfaßt 

insgesamt eine Fläche von ca. 3000 H e k t a r . 

Unter "versiegelter Fläche" werden im allgemeinen verstan-

den: 

- ü b e r b a u t e Flächen, 

- nicht überbaute Flächen, deren Verbindung zum natürlichen 

Boden aufgrund ihres undurehlässigen Belages (Asphalt, 

Beton u.s.w.) unterbrochen ist. 
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Die zunehmende Versiegelung beeinträchtigt die biologischen 

Funktionen des Bodens. Negativ betroffen sind 

- d e r Wasserhaushalt 

- durch erhöhten Oberflächenabfluß müssen größer dimen-

sionierte Entwässerungsanlagen geschaffen werden; 

- komplementär dazu ist die Grundwasser-Neubildungsrate 

ger i nger; 

- die Menge des Bodenwassers in den für die Vegetation 

wichtigen oberen Bodenzonen ist geringer; 

- das Klima 

- der durch Grünflächen hervorgerufene Temperatur-

ausgleich (Kaltluftentstehung) ist vermindert; 

- die relative Luftfeuchtigkeit sinkt wegen der 

schnellen Abführung des Niederschlagswassers; 

- das Staubbindungspotential der Vegetation kann nicht 

genutzt werden; 

- die Lebensräume von Flora und Fauna; 

- für Erholung fehlen hausnahe Grünflächen. 

3.4.2 Beschreibung des Konzeptes 

Zur Umsetzung der im Landschaftsprogramm nur rahmenartig 

behandelten Entsiegelungsschwerpunkte haben Jentschke u . a . 

(1987) ein Konzept entwickelt, das auf einer genaueren Kar-

tierung der real zu entsiegelnden Flächen des Sehwerpunkt-

gebietes Entsiegelung gem. Landschaftsprogramm beruht. Das 

Gebiet hat eine Fläche von insgesamt 3000 ha. Die Ermitt-

lung der real versiegelten Flächen sind Basis für die Be-

rechnung des Ents i egelungs- und Belagsänderungspotent ials. 

Das Entsiegelungspotential (EP) wird grundstücksbezogen be-

rechnet "aus der Differenz zwischen der normativ festge-

setzten nutzungsbedingten Versiegelung unter Berücksichti-

gung des Boden- und Grundwasserschutzes und der tatsächlich 

vorhandenen Versiegelung" (Jentschke u.a.1987, 4 8 ) . 
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Das Belagsänderungspotential (BÄP) enthält Flächen, die 

durch Asphalt, Beton oder Pflaster mit Fugenverschluß ver-

siegelt sind, für die aber auch bei Beibehaltung der gegen 

wärtigen Nutzung ein Belag möglich w ä r e , dessen Versiege-

lungsfaktcr geringer ist (z.B. wassergebundene Decke, Ra-

sengittersteine). 

Für die Untersuchung wurde das C-esamtgebiet zunächst diffe 

renziert in 16 Flächentypen (Tab. 14) 

Tabelle 14: Flächentypen im Schwerpunktgebiet EntSiegelung 
Quelle: Jentschke u.a. 1987, 35 

Flächentyp Anteil am Schwerpunkt-
gebiet Entsiegelung 

1 Geschlossener Hinterhof 6.6 % 

2 Hinterhof 22,7% 

3 Schmuck- und Gartenhof 4,6% 

4 Sanierung "Hinterhofentkernung" 2,8% 

5 Behutsame Sanierung 3,7 % 

6 Schuppenhof 1,8 % 

7 Nachkriegsblockrand 5,4 % 

8 Ungeordneter Wiederaufbau 1,1 % 

9 Großsiedlung 16,4% 

10 Großhof 2,1% 

11 Zeile 3,5 % 

12 Schule 5,8 % 

13 Gewerbe und gewerblicher Gemeinbedarf 6,5 % 

14 Durchgrünter Gemeinbedarf 5,0 % 

15 Grünalagen und Sportplätze 10,0 % 

16 Einzel- und Reihenhausbebauung 2,0 % 

Kartierung der versiegelten Flächen ent-

Die Spitzenwerte (EP und BÄP) weisen die 

Hinterhöfe ( 1 und 2) auf. Interessanter-

Flächentyp "Schule" (12) ebenfalls hohe 

Das Ergebnis der 

hält Tabelle 15. 

Flächentypen der 

weise erhält der 

Werte. 
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Tabelle 15: Entsiegelungspotential und Belagsänderungs-
potential aller kartierten Flächentypen 

(Quelle: Jentschke u.a.1987, 118) 

Flächentyp Entsiegelungs- Gesaut EP der unbeb. Belagsändsrungs- Gesaut W P der urbeb. 
Potential (EP) EP Fl.d.Fläehenfcyp potential (BÄP) .BfiP Fl.d.Flächentyp 

m* • % m2
 % % 

1 169 794 9,0 24,2 213 678 13,2 30,5 

2 683 998 36,3 21,5 449 110 27,8 14,1 

3 67 043 3,6 8,5 98 922 6,1 12,5 

4 31 882 1,7 6,6 7 730 0,5 1,6 

5 114 280 6,0 16,9 101 965 6,3 15,1 

6 30 762 1,6 9,5 22 990 1.4 7,7 

7 95 530 5,0 9,5 81 459 5,0 8,1 

8 5 680 0,3 2.6 12 451 0,8 5,7 

9 250 441 13,3 6,0 266 251 16,4 6,4 

10 / / / 14 592 0,9 3,6 

11 52 070 2,7 6,3 79 345 0,5 9,6 

12 381 184 20,5 29,3 265 913 16,6 20,5 

1 882 664 m 2 100 Sä 1 614 704 m* 100 % 

"Zusammenfassend kann man feststellen, daß sich die größten 

Potentiale sowohl in absoluten wie Prozent-Werten ausge-

drückt in den Gebieten der nicht "kahlschlagsanierten", 

gründerzeitlichen Blockbebauung befinden. Das gleiche gilt 

für die dort eingestreut liegenden Schulen." (Jentschke 

u.a. 1987, 119) 



Tabelle 16 enthält eine Aufteilung von Entsiegelungspoten-

tial und Belagsänderungspotential auf die Bezirke. Erwar-

tungsgemäß liegen hierbei die Innenstadtbezirke an der 

Spitze. 

Tabelle 16: Entsiegelungs- und Belagsänderungspotential für die Flä-
chen der Bezirke innerhalb des Schwerpunktgebiets Ent-' 
Siegelung 
Quelle: Jentschke u.a. 1987, 122 

Bezirk 
unbebaute 
F lâche 

m 2 

Entsieg.-
pot.(EP) 

> 2 

EP / 
unbeb. 
Fläche 
% 

Belags-
änderungs 
pot.(BÄP) 

m 2 

BÄP / 
unbeb. 
Fläche 

% 

02 T iergarten 1 000 381 158 905 15,9 111 264 11,1 

03 Uedding 1 174 095 131 652 11,2 155 619 13,3 

06 Kreuzberg 1 607 B00 233 850 14,5 208 582 13,0 

07 Charlottenburg 1 700 420 213 778 12,5 188 729 11,1 

OB Spandau 2 994 996 169 472 5,7 203 974 6,8 

09 Wilmersdorf 1 220 512 147 817 12,1 128 777 10,5 

10 Zehlendorf 229 2B8 8 334 3,6 12 972 5,7 

11 Schöneberg 2 02B 697 216 063 10,6 205 780 10,1 

12 Steglitz 1 099 331 84 134 7,6 85 867 7,8 

13 Tempelhof 1 570 930 107 330 103 146 6,6 

14 Neukölln 3 159 414 308 062 9,8 273 376 8,6 

20 Reinickendorf 1 947 535 157 557 8,1 171 923 8,8 
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3.4.3 Kosten 

Tabelle 17: Kostenübersicht Entsiegelungsprogramm 
(Quelle: Jentsehke u.a.1987) 

Maßnahmen DM DM 

Beseitigung befestigter Oberflächen 

Herstellung Vegetationsflächen 

Pflanzenlieferung und Pflanzung 

Kosten Entsiegelung 

19.817.461 

21.650.880 

44.699.400 

86.167.741 86.167.741 

Belagsänderung 120.054.000 120.0S4.000 

Gesamtkosten 206.221.741 

Für die Entsiegelungsmaßnahmen müssen im Schnitt 45 DM/qm 

aufgewendet werden, für die Maßnahmen zur Belagsänderung 

dagegen 7 5 DM/qm. Insgesamt belaufen sich die Kosten nach 

der Berechnung von Jentsehke u.a.(1987) auf 206 Mio I M 

(5 8,90 DM/qm). Da aber mit den berücksichtigten land-

sehaftsbaulichen Arbeiten nur ein Teil der notwendigen Auf-

wendungen erfaßt sind, schlagen Jentsehke u.a.(1987) vor, 

analog der realen Herstellungskosten beim Berliner Hofbe-

grünungsprogramm von einem um ca.70% erhöhten Satz auszuge-

hen, d.h. von durchschnittlich 100 DM/qm. Die Gesamtkosten 

des Entsiegelungsprogramms steigen damit bei 3.497.368 qm 

Gesamtfläche auf ca. 350 Mio D M . 
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з.4.4 Durchführung und Arbeitsplatzeffekte 

Die Höhe der Gesamtkosten legt nahe, die Durchführung des 

Programms auf 15 Jahre zu strecken, dabei aber hinsichtlich 

der zu fördernden Entsiegelungsobjekte Prioritäten zu set-

zen. Dies ist auf der Basis der Untersuchung von Jentsehke 

и.a.(1987) möglich. Ein sich hier möglicherweise abzeich-

nender Weg wäre die Erstellung eines Prioritätenkatalogs, 

der einerseits Fläehentypen (z.B. Hinterhöfe) und anderer-

seits die Lage im Stadtgebiet (Innenstadtbezirke) berück-

sichtigt. Die Festlegung von Prioritäten sollte Rahmeneha-

rakter haben, innerhalb dessen die Eigenverantwortung der 

Bewohner und Gewerbetreibenden weiterhin, ähnlich dem Ber-

liner Hofbegrünungsprogramm, gewährleistet ist. Dies gilt 

insbesondere für die konkrete objektbezogene Planung und 

Durchführung des Programms. 

Lange (mdl.Mitt.1988) legt seinen weitergehenden Berechnun-

gen eine Arbeitsplätzwirksamkeit von 13,3 Arbeitsplätzen/ 1 

Mio DM zugrunde. Während sein Vorschlag von einer jährli-

ehen Förderungssumme in Höhe von 15 Mio DM (200 Ar-

beitsplätze) ausgeht - für die Durchführung des Gesamtpro-

gramms müssen 24 Jahre angesetzt werden - wird hier ein 

Zeitraum von 15 Jahren empfohlen mit einem jährlichen Fi-

nanzbedarf von ca. 23,3 Mio DM. Bei Anwendung der gleichen 

Kennziffer ließen sieh damit ca. 310 Arbeitsplätze/a schaf-

fen. 

3.5 Ergebnisse und Forschungsperspektiven 

In Kapitel 3 wurden weitergehende Ansätze ökologischer Um-

bau-Konzepte für die Bereiche Verkehr und Stadtökolo-

gie/Bodensehutz vorgestellt. Kennzeichnend für diese Vor-

sehläge sind ihre stärkeren Eingriffe in bestehende stadt-

pol i tische Strukturen. Ihre Umsetzung ist dementsprechend 

an eine längerfristige Perspektive gebunden. 
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Aus der Darstellung dieser weitergehenden Umbaukonzepte 

wird ihre prinzipielle Bedeutung innerhalb eines umfassen-

den Programms für die ökologische Erneuerung der Stadt Ber-

lin deutlich. Die Grenzen der Darstellung liegen jedoch 

darin, daß die untersuchten Vorschläge selbst noch recht 

neu sind oder im Hinblick auf ihre inhaltliche Ausreifung 

und ihre technische Machbarkeit zum Teil noch große Leer-

stellen aufweisen. Dies gilt in noch stärkerem Maße für 

ihre Verknüpfung mit der Lösung sozialer und arbeitsmarkt-

politischer Probleme. 

Diese Defizite stellen nicht die Bedeutung der konzeptio-

nellen Umbau-Vorstellungen in Frage. Vielmehr zeigen sie 

auf, daß hier Forschungs- und Entwicklungsbedarf besteht 

sowie daß eine Prioritätensetzung möglich und sinnvoll ist. 

Es wird daher vorgeschlagen, eine mögliche Vertiefungsstu-

die schwerpunktmäßig auszurichten auf die Integration ein-

zelner Umbaukonzepte in ein umfassendes ökologisches Stadt-

erneuerungsprogramm. Anknüpfungspunkte hierfür stellen die 

in Kapitel 3 vorgestellten weitergehenden Konzepte zu den 

Bereichen Verkehr und Stadtökologie/Bodensehutz dar. Fol-

gende Probleme sollten u.a.in einer Vertiefungsstudie the-

matisiert werden: 

- Die Vervollständigung der inhaltlichen Entwicklung der 

Konzepte (z.B. konkrete Planungsvorsehläge zur land-

schaftlichen Einbindung bestehender Sportanlagen; 

Entwicklung eines Parkraumbewirtschaftungsmodells), 

so daß die zu ihrer Umsetzung erforder 1 ieher. Maßnahmen 

deutIich werden; 

- die Untersuchung weiterer stadtökologischer Maßnahmen, 

die aufgrund des selektiven Vorgehens in Kapitel 3 bisher 

nicht thematisiert worden sind; 

- die Abschätzung der mit der Durchführung der Konzepte 

verbundenen Kosten; 

- die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. 
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Darüberhinaus ist zu erwägen, auch Vorsehläge, die keine 

direkten Arbeitsplatzeffekte zur Folge haben, in künftige 

Untersuchungen einzubeziehen. Sie sind, wie z.B. die Erwei-

terung des Verbandsklagereehts, die Stärkung der Position 

der Umweltbehörden und die Organisation der UmweltVerwal-

tungen in Berlin (zentral/dezentral usw.) im Rahmen eines 

umfassenden ökologischen Umbauprogramms ebenfalls von hoher 

Bedeutung. 
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